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(Nr. 13832.) Verordnung zur Ausführung der Verordnung des Reichspräſidenten zum Schutze des 
deutſchen Volkes vom 4. Februar 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 35). Vom 6. Februar 1933. 


Auf Grund des $ 1 Abſ. 2, § 7 Abſ. 2, § 10 Abſ. 1 Satz 1, 8 14 Abſ. 1 und § 25 Abi. 2 
der Verordnung des Reichspräſidenten zum Schutze des deutſchen Volkes vom 4. Februar 1933 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 35) in Verbindung mit Artikel 51 der Preußiſchen Verfaſſung wird folgendes 
verordnet: 
§ 1. 

Leitende preußiſche Beamte im Sinne des § 2 Nr. 2 und des 8 9 Abſ. 1 Nr. 5 der Ver⸗ 

ordnung ſind: 

a) die aktiven Staatsminiſter, ſoweit ſie tatſächlich ein Miniſterium verwalten; 

b) die Staatsſekretäre in den Miniſterien; 

e) die Oberpräſidenten; 

d) der Kammergerichtspräſident und die Oberlandesgerichtspräſidenten; 

e) die Regierungspräſidenten; 

f) die Polizeipräſidenten. 

§ 2. 

Zuſtändig ſind: 

1. für das Verbot öffentlicher politiſcher Verſammlungen und von Verſammlungen und 
Aufzügen unter freiem Himmel ſowie für die Genehmigung ſolcher Veranſtaltungen 
unter Auflagen ftatt eines Verbots nach § 1 Abſ. 2 der Verordnung in Stadtkreiſen und 
in Orten mit ſtaatlicher Polizeiverwaltung die Ortspolizeibehörden, im übrigen die 
Landräte. 

Bezieht ſich das Verbot auf eine Verſammlung, die bereits begonnen hat, ſo ſind zu 
einem Verbote der Fortſetzung der Verſammlung (Auflöſung) auch die in ſie entſandten 
Beauftragten der Polizeibehörde ($ 3 der Verordnung) befugt. 

2. für die Anordnung der polizeilichen Beſchlagnahme und Einziehung von Druckſchriften 
gemäß § 7 Abſ. 2 der Verordnung außer den Ortspolizeibehörden auch die Landräte und 
der Polizeipräſident (Landeskriminalpolizeiamt I) in Berlin. 

Die räumliche Wirkung der Anordnung erſtreckt ſich auf den Bereich der anordnenden 
Behörde; wird die Beſchlagnahme und Einziehung vom Polizeipräſidenten (Landes⸗ 
kriminalpolizeiamt I) in Berlin angeordnet, jo erſtreckt ſich die Wirkung auf das ganze 
Staatsgebiet. 

3. für das Verbot periodiſcher Druckſchriften nach den SS 9, 10 und 11 der Verordnung 
auch die Oberpräſidenten für den Bereich ihrer Provinz, der Regierungspräſident in 
Sigmaringen für den Bereich des Regierungsbezirkes Sigmaringen und der Polizei⸗ 
präſident in Berlin für den Bezirk der Stadt Berlin; 

4. für das Verbot des Einſammelns von Geld- oder Sachſpenden nach 8 14 Ab. 1 der Ver⸗ 
ordnung auch die Regierungspräſidenten für den Bereich ihres Bezirkes und der Polizei⸗ 
präſident in Berlin für den Bezirk der Stadt Berlin; 

5. für die Anordnung und den Vollzug der polizeilichen Haft nach § 22 der Verordnung 
die Ortspolizeibehörden; 
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6. für die polizeiliche Schließung von Räumlichkeiten und für die Beſchlagnahme und Ein⸗ 
ziehung von Waffen nach 8 23 Abſ. 1 und 2 der Verordnung die Ortspolizeibehörden. 


§ 3. 
Höhere Verwaltungsbehörde im Sinne des § 23 Abſ. 5 Satz 2 der Verordnung ſind die 
Regierungspräſidenten für den Bereich ihres Bezirkes und der Polizeipräſident in Berlin für den 
Bezirk der Stadt Berlin. 


Berlin, den 6. Februar 1933. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Die Kommiſſare des Reichs. 
von Papen. Göring. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Dezember 1932 


über die Genehmigung einer Anderung der Satzung der Schleswig⸗Holſteiniſchen 
Landſchaft 


durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 2 S. 9, ausgegeben am 14. Januar 1933; 
2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Dezember 1932 


über die Genehmigung eines Nachtrags zu den Verordnungen, betr. das Ritterſchaftliche 
Kreditinſtitut des Fürſtentums Lüneburg, 


durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 3 S. 13, ausgegeben am 21. Januar 1933. 
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Die amtlich genehmigte 


Einbanddecke zur Preußiſchen Geſetzſammlung 
Jahrgang 1932 

liegt vor. Für die Jahrgänge 1920 — 1931 ſind noch Reſtbeſtände der Einbanddecke vorhanden. 
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Von den Jahrgängen 19201932 hält der Verlag in die amtlich genehmigte Einbanddecke gebundene 
Stücke vorrätig. 
Von den Hauptſachberzeichniſſen 1884/1913 und 1914/1925 find noch Beſtände vorhanden, 
die zu dem ermäßigten Preiſe von 1,— bezw. 2,— Ha netto verkauft werden. 
Bezug nur direkt vom Verlag. 
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